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Selbstverständnis

Stellt INan die Frage ach dem Selbstverständnis der Gewerkschaften der VO-
zierenden Form, ob unsere Gewerkschaften 155CNHM W3Aas S1C wollen, werden die
Gewerkschaften selbstverständlich behaupten S1Ee wüflten das csehr S1IC WEeEeIr-

den nicht darum verlegen SCIN, Ce1iNe Anzahl VO  e} Zielen NECNNCN, die
S1C kämpfen, und Forderungen aufzuzählen, die SIe stellen: vielleicht werden S1C

auch auf Grundsatz- un Aktionsprogramme VErFrWECISCH, denen das alles näher
ausgeführt SC1 Nichtsdestoweniger wırd INan allem Ernstdie Frage stellen dür-
fen ob S1C} uUNseIiIe Gewerkschaften wıirklich klar darüber sind ıcht NUur W as S1E

erreichen wollen sondern VOT allem, WIC S1C sich selbst un ıhre Sendung verstehen,
W as S1C als ihre, SC1 ON geschichtlich zugewachsenen, se1 eS frejer Selbstbestimmung
erwählten Aufgaben ansehen, 188 A WIe S1E selbst 1nnn un Zweck ihres A4Sse1INs
deuten. Es könnte nämlich nıcht 11UL SCHIN, sondern S scheint tatsächlich SC1IN,
da{ß S1C| UNSEFrE Gewerkschaften vielerlei Ziele sefzen un CI Vielzahl VO  e} Funk-
LLONenN zuschreiben, die ıcht ohne alle miteinander vereinbar sınd daß S1IC

vielmehr Unvereinbares zugleich nicht 1Ur anstreben, sondern seın wollen.
Be1i den USA Gewerkschaften liegen die Dıinge sehr einfach S1ie bekennen sıch

vorbehaltslos ZU ‚AMMNECI1C WaYy of lıfe stellen sıch ebenso vorbehaltlos ut den
Boden der bestehenden kapitalistischen Wıirtschaft bejahen free eENTErFPFrISE erach-
ten 6S nıcht NUr als selbstverständlich daß der Unternehmer Gewiınnmaxıimierung
betreihbt sondern sehen 65 schlechterdings als Pflicht un Schuldigkeit d
möglichst hohen Profit erwirtschaften, den SIC ıhm annn schon abjagen werden.
Das Verhältnis der USA Gewerkschaften sowohl ZUrr bestehenden Wirtschafts-
ordnung als auch ıhrem unmıttelbaren Gegenspieler, dem Unternehmertum, 1ST

denkbar unproblematisch Nıcht zuletzt siıch das auch ıhrem Verhältnis ZUur

Mitbestimmung S1IC reden dem Unternehmer kräftig hinein, aber nıcht ınn
unserer Miıtbestimmung VO  e} E sondern als der andere Vertragspartner
VO  ; außen. So 1ST das Selbstverständnis der UUSAÄ=Gewerkschaften Sanz einfach,
unproblematisch, pragmatisch.

Ganz anders lıegt das be1 unseren deutschen Gewerkschaften. Von iıhren Anfän-
SCH standen sS1e ” ausgclNnNOMMCN vielleicht die Hiırsch-Dunckerschen Gewerk-
schaften und sıcher AAal eıl der Organısıerten Angestelltenschaft schroffem



Gegensatz Zherrschenden Ordnung von irtsch unGesellschaft, überdi
großer eıl VO  3 ihnen (die ,, freien“ Gewerkschaften) auch ZUFrbestehenden Staats-
ftorm. Miıt dem Übergang VO monarchischen Obrigkeitsstaat vA parlamenta-
riısch-demokratischen Volksstaat enthel jedenfalls für die überwältigende Mehr-
elit der Gegensatz 7A8 Staat der Gegensatz ZUr „kapitalistischen Wirtschafts-
ordnung Mag sıch gemildert haben besteht aber ohne jeden Zweifel tort. Allerdings
ben die Gewerkschaften diesbezüglich schon SEGIT den 20er Jahren eine zwiespältige
DPraxıs: einmal stellen S1IC siıch dieser Ordnung W1e Außenstehende gegenüber.un
kämpten S1C, ZU andern stehen S1Ee dieser Ordnung, tLutzen un tragen
S1E mitverantwortlich un arbeiten daran, S1C VO  3 her auUuSs- un umzubauen.
Im Programm der „Wirtschaftsdemokratie“ War das gesehen ı Gestalt Z W eler

autfeinander folgender Etappen den Kapitalısmus solange „biegen“, als InNnan noch
ıcht stark 1ST, iıh „brechen“ hat INan aber erst einmal die azu
nOLLSE Stärke erreicht annn OFrt das Bıegen aut un kommt das Brechen - die
Reihe Schwierig wurde die Sache Eerst durch die Mitbestimmung uch dafür hatte
Vıctor ÄAgartz C116 Zanz klare Lösung die Gewerkschaften übernehmen mMit der
Mitbestimmung heine Mitverantwortung, deutsch: die die Mitbestimmungs-
Organc entsandten Gewerkschaftsvertreter wirken ı den Unternehmen als „tünfte
Kolonne“ un un den VO  e} außen geführten Angriff VON ELE Dieser
Agartzschen Perversion der Mitbestimmung hat ZW ar C1inNn Gro(fteil der Delegierten
des Frankfurter DGB Kongresses zugeJjubelt sobald aber die Ernüchterung SC-
treten WAafr, haben siıch der DGB un Gewerkschaften MmMIiIt aller Entschieden-
eIt davon abgewandt und eindeutig ZUr Mıtverantwortung bekannt Die Praxıs
der seither verflossenen Jahre hat bewiesen daß dieses Bekenntnis ZUr Mıtver-
antwortun eın Lippenbekenntnis, sondern durchaus ZeEMEINT W ar un e1iN-

F gelöst worden 1ST Mag die Praxıs der Mitbestimmung manchen Stücken ent-

täuscht haben, menschliche Mängel aller Art auch ıhr C1iNC Rolle spielen,
nıemand wırd bestreiten können, daß die VO  3 den Gewerkschaften entsandten Mıt-
bestimmungsträger C1in bemerkenswertes Maß VO  3 Verantwortungsbewußtsein be-
W Iiesen haben Diese Mitbestimmungsträger keine die Unternehmen
entsandten Saboteure, die dem draußen stehenden Angreıfer VO  a} die Tore
öffnen sollten der wollten: die entsendenden Gewerkschaften haben die ihren
die Mitbestimmungsorgane entsandten Vertretern obliegende Aufgabe nıemals
verstanden.

Die Mitbestimmung 1SE aber NUur e1in Beispielsfall dafür, daß unseTIeEe Gewerk-
schaften zugleich draußen“ und „drinnen“ stehen wollen anders ausgedrückt: daß
S1Ee einerseıts Kampforganisationen die bestehende Ordnung der Wirtschaft
sind oder sSein wollen, zugleich aber, WI1Ie S1C sich heute SECIN Von Arbeitgeberseite
bescheinigen lassen, „Ordnungsfaktor offenbar doch derjenigen Ordnung, die
da ıst Ordnung, die INan zewiß icht als vollkommen, aber doch ZU IN1DN-

desten nıcht als grundverderbt sondern als verbesserungsfähig ansıeht. Als „Ord-
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osfa 1St InNnan eınRevolutionär, sondern arbeitet IN Fortschritt
evolutionärer Entwicklung. In der Tat haben unsere Gewerkschaften längst einNne
FülleVo  b Aufgaben übernommen, die alle die Anerkennung der bestehenden Ord-
nNnung VOoraussetizen un entscheidend deren Aufrechterhaltung beitragen, selbst-
verständlich auch ihrer Vervollkommnung dienen. Damıt sind die Gewerkschaften

Stützen dieser Ordnung veworden, die als solche mindestens ZUr: Zeit Sar iıcht
entbehrt werden können. Sıe als „Ordnungsfaktor“ tiıtulieren Sst also durchaus
keine leere Höflichkeitsfloskel; ebenso i1ST ON VO  3 ihrer Seite eın bloßes Eitelkeits-
bedürfnis, Wenn S1C Gewicht darauf legen un s sıch ZUur Ehre anrechnen, be-

Sa a Zzeichnet werden; diese Bezeichnung ı1ST schlicht und recht der Ausdruck
DTatsache.

Diese Tatsache scheint aber 3 Abrede gestellt werden, WenNnn VO  e} maßgeb- 4 Bliıcher gewerkschaftlicher Seite verlautet: „ T’arıfpartner Ja, Sozlalpartner Nein“
W as doch 1LUTr besagen kann, die Gewerkschaften verstehen sıch selbst nıcht als
tragenden e1] gyesellschaftlichen Ganzen, auch für andere Platz 1ST,
denen gleiches A4se1ns- un Lebensrecht zukommt: INnan sieht sıch vielmehr
allen Machtbewußtseins doch i noch als die unterdrückte Klasse, die darauf
brennt, das ıhr auferlegte Joch brechen, ann Bahn schaffen Dem
entspricht 6S dann, daß nıcht NUr e1in „Friedensabkommen“ ach schweizerischem
Muster, sondern selbst Cn den Einlassungszwang vorsehendes Schlichtungsabkom-
iIinen abgelehnt wird;: der Tarıfvertrag oilt also 1LLUT als Wafienstillstandsabkommen

yrundsätzlich fortdauernden Krıiegszustand.
Unumstößliche Tatsache aber ı1St CS, daß die Gewerkschaften i tiefer ı die

bestehende Ordnung hineingewachsen sind und weıiıter hineinwachsen, ı LL1e-
fere Wurzeln S1C hineingesenkt haben un weilitfer hineinsenken. Miıt der Fortent-
wicklung VO  , der klassıschen ZUuUr „gefestigten“ Gewerkschaft 1STt das zwiıngend
gegeben. iıne völlig freie und eigenständige Selbsthilfebewegung der Arbeitneh-
merschaft das die „klassischen“ Gewerkschaften) kann Umständen
alles Bestehende ablehnen un völlig anderes Stelle sefzen wollen
C1Ne Urganısatıon dagegen, die großem Umfang (quası-)öffentliche Funktionen
ausübt un damit (quası-)öffentlichrechtlichen Charakter ANSCHOMME: hat, ann
sichnıcht gleichzeitig ı Gegensatz Z bestehenden ‚ordre public‘ stellen, ann
cht die bestehende Ordnung VO  3 Staat, Gesellschaft un Wırtschaft verabscheuen
un verwerten: S1C wırd oder 11St vielmehr selbst ein eıl dieser Ordnung, iıdentifi-

sıch MIit ıhr.
Eben diese Entwicklung Zzur „gefestigten“ Gewerkschaft bringt 6S auch MIiIt siıch

daß sıch die Gewerkschaften entscheiden haben, ob SiIie N vorziehen, freie Ver-
bände des Privatrechts bleiben der öftentlichrechtlichen Charakter anzuneh-
inen. Bekanntlich haben die deutschen Gewerkschaften es verstanden, diese Ent-
scheidung umgehen un sıch die Vorzüge beider Wahlmöglichkeiten zugleich

siıchern. Man annn das sehr klug finden un die Nachteile solchen Zwitter-
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7ustands gering verg.nsch153en 1m Vergleich mMI1t den oflenbären Vor'teiler'1. Eın
unvermeidlicher Nachteil aber sollte iıcht unterschätzt werden, daß nämlıch dieser
7zwitterhafte Zustand einer Bewußtseinsspaltung führt, die es den Gewerk-
schaften sehr erschwert, WEeNN icht Sar unmöglich macht, über iıhr Verhältnis
Staat und Gesellschaft un eben damıt ber eine entscheidend wichtige Grundlage
iıhres 4se1ns un ihrer Wirksamkeit volle Klarheit gewinnen. Das aber be-
deutet eine nehmende Trübung ihres Selbstverständnisses.

Vielleicht möchte InNnan glauben, die 1er angedeuteten Widersprüche un Unver-
einbarkeiten 1mM Selbstverständnıis der Gewerkschaften ließen sıch dadurch AuUSrau-
IMNECN, dafß InNnan die gegensätzlichen Auffassungen auf verschiedene Gewerkschaften
verteıilt, bzw einer Gewerkschaft eine mehr revolutionär-klassenkämpferische,
einer anderen eıne mehr evolutionär-sozialpartnerische Haltung un Denkweise
zuschreibt. Unterschiede solcher Art 7zwischen verschıedenen Gewerkschaften o1ibt
CS zweıftellos: soWwelt aber nıcht Richtungsgewerkschaften 1n die Betrachtung e1nN-
bezogen werden, dürfte CS sıch doch icht 1e] mehr als um Akzentverlagerun-
SCH handeln, die vielleicht 1m Temperament bestimmter führender DersonPch-
keiten begründet lıegen. Immerhin: auch die mehr „draußen“ stehende Gewerk-
schaft annn Sal nıicht umhıiın, zugleich MIt beiden Füßen auch „drinnen“ zZzUu stehen:
umgekehrt unterhält auch dıe meısten auf konstruktives Zusammenwirken
bedachte Gewerkschaft; die „Gemeinschaftseinrichtungen“ MIt den Unternehmern

betreibt, ZU mındesten be] eiınem e1] ihrer Miıtglıeder un iıhres
Funktionärskorps vorsichtig ausgedrückt immer auch och antıkapiıtalistische
Reminiszenzen.

Wıe dem aber auch sel! nachdem die C erkechaßen einmal in die Mitbesfim-‚
mMung eingestiegen sind, kommt keine VO  e} ihnen mehr der Entscheidung vorbel,
ob s1e mehr kämpferisch die Arbeitnehmerinteressen vegenüber der Arbeitgeber-
schaft vertretien oder mehr 1ın Zusammenarbeıit MI1t dem Unternehmertum um das
Wohl un Wehe ıcht NUur der Gesamtwirtschaft, sondern auch der einzelnen Wırt-
schaftssubjekte, ZU mindesten der „mitbestimmten“ Unternehmen, Sorge und
Verantwortung tragecn 111 Wıe schr ON 1er den Gewerkschaften Klarheit fehlt,
zeigt. sich derzeıt deutlichsten in der ängstlichen Hilflosigkeit, mıt der s1e alle
hne Ausnahme der heute als Schlagwort umgehenden „Versachlichung“ der Wırt-
schaftspolitik 1M allgemeinen und der Lohnpolitik 1m besonderen gegenüberstehen.
Im gleichen Atemzug den Anspruch erheben, INa  . betreibe „verantwortungsbe-
wußte“ Lohnpolitik, un die Möglichkeit einer „Versachlichung“ der Lohnpolitik
anzweılteln, 1St ein Widerspruch 1n siıch. Etwas Sanz anderes 1St 65 Z argwöhnen,
der andere eıl meılne die „Versachlichung“ nıcht ehrlıich. Glaubt Man, Grund
diesem Argwohn haben, annn in  e} sich mı1t ıhm eınen Tiısch, ıh
auf die Probe stellen; INnNan exerzılere ıhm VOT,; Ww1e Man Lohnpolitik echt un
ehrlich „versachlicht“. Die Gewerkschaften, die das nıcht Cun, Setzen S1C] damıt NUur

dem gleichen Argwohn der Gegenseıte AUus. Dieses ıhr Versagen erklärt sıch aber
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{hinreichendAUus dem Mangel hlaren Selbstverständnisses. Eın el derSCc-
werkschaftlichen Führerschaft un wohl noch mehr der SI beratenden ‚braintrusts‘
fällt ı wieder ı Denkformen nd  1 e1iNe Vorstellungswelt zurück die MI
der heutigen Lage und den heutigen Funktionen der Gewerkschaften nıchts mehr
SCMCIN hat Das hat ZUr Folge, daß unsere Gewerkschaften als Ganzes aff: AaUS-

gedrückt ıcht W15S5SCH], W a4s S1C seın wollen, und daher och 1e] WCECN1ISCI WI1S5S5sScCH

können, W as S1C Iun sollen, ler: ob S1C siıch als kämpferische UOrganısatıon EINSELLLS
für harte Gegnerschaft der als gesellschaftlicher „Ordnungsfaktor“ für sachliche
Zusammenarbeit entscheiden sollen un: wollen.

Da sıch 1JENC Trübung des Selbstbewußtseins unNnserer Gewerkschaften, die sıch
AaUS ıhrer zwitterhaften, halb privatrechtlichen halb öftentlichrechtlichen Natur
ergibt nıcht dadurch beheben äßt dafß INa  } Gruppe VO  $ Gewerkschaften
privatrechtlichen, anderen Gruppe öftentlichrechtlichen Charakter 7zuerkennt
lıegt auf der Hand ausnahmslos alle Gewerkschaflen befinden sıch dieser ZwIit-
terstellung, alle genießen deren Vorteıile, alle leiden der objektiven Unklar-
eit dieser ıhrer Lage, allen mangelt daher auch die wünschenswerte subjektive
Klarheit des Bewußlßtseins iıhrer Lage un damıt ihres Selbstverständnisses.

Im Ergebnis bleibt testzustellen das Selbstuverständnis UNSCTETr Gewerkschaften
CI Reihe VO  =) HG LEENn Wiıdersprüchen auf CIN1ISC davon führen bis ArT.

die Grenze Bewulßstseinsspaltung, andere die CISCNC Lage VOI-

schleiernden Bewußtseinsträbung Be1 diesem Sachverhalt stellt sıch allen Ernstes
die rage, ob oder 1i1nW1eWEeEILL das, W 4s die Gewerkschaften auf Grund iıhres Selbst-
verständnisses SC1IN wollen oder sein gylauben MI dem übereinstimmt W as S1E

Wirklichkeit sınd. Sınd die Gewerkschaften wirklich das, wofür S1IC siıch halten?
Sınd S1C Wirklichkeit S WI1C S1e selbst sıch sehen? Das ı1ST die rage ach ıhrer
Selbsterkenntnis.

Selbsterkenntnis

Eıne sorgfältige Prüfung äßt erkennen dafß 6S unNnseren Gewerkschaften 1

SCHh Sar ıcht unwichtigen Punkten tatsächlich der rechten Selbsterkenntnis fehlt
bıs rad 1ST festzustellen, da{fß S1C der Wirklichkeit vorbei-
leben

Eın ersier Mangel Selbsterkenntnis S1C} bei den Gewerkschaften be-
ZUg auf ihre Stellung ı Ganzen VO  e} Volk; Staat un Waırtschaft, insbesondere
hinsichtlich ıhrer RKepräasentanz und ihrer Autonomuıie.

Allzu oft sieht es AaUus als ob die Gewerkschaften vergäßen, dafß nıcht 1LUFr SIC

selbst, sondern auch die Arbeitnehmerschaft INSSCSAML deren Repräsentation Sı

sıch beruten WI1SSCN, NUur Teil des staatlıchen gesellschaftlichen un WITrt-

schaftliıchen Ganzen ausmachen, als ob STe vielmehr sıch cselbst und die durch S1C
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rcprasentlerteArbeitnehmerschaft nmMIit diesemGanze CrIWE S ten, eren

Interessen kurzerhand M1 dem Gemeinwohl gleichsetzten. Da die Gewerkschaf-
ten Umfang nd ı W:  CN, allerdings nıcht ı leicht be-
stiımmenden Grenzen ZUuUr Repräsentatıion nıcht Nur ıhrer CISCHECN Mitglieder,
sondern der Arbeitnehmerschaft iINSgESAMT Jlegıtimiert sind, 1ST unbestritten. Es
ergibt siıch bereits AUuUs der Natur der Sache und wırd überdies durch C116 Vielzahl

S POS1ULV rechtlicher Normen, deren manche völker- der verfassungsrecht-
lıchen KRang haben, bestätigt. Die vielfältige Problematik dieser Repräsentanz, die
7zudem C1iNeC andere 1ST Fall des gewerkschaftlichen Pluralismus un eine andere

Fall der Einheitsgewerkschaft, 1ST 1er ıcht vertieften; auch auf die
Zusammenhang damıt stehende 'eigentümliche Dialektik pOS1itLver un nhegatıver
Koalitionsfreiheit SC1 1er nıcht CIMn Nur jel SC1 Aazu SESAQT: C1inNne Ge-
werkschaft, die diese Problematik ıcht näiähme, die S1IC nıcht sähe der gar
S1C nıcht sehen wollte, damıt Mangel Selbsterkenntnis oder viel-
leicht besser SESAZT: Mangel Wıllen ZUr Selbsterkenntnis, der als überaus
bedenklich angesehen werden müßte.

Dıiese den Gewerkschaften allzu leicht unterlaufende Verwechslung, S1C} MIt

dem staatlichen USW.,. Ganzen gleichzusetzen, WwWenn nıcht 4758 vermeıntlicher
Gleichberechtigung sıch aut C4 un dieselbe Stutfe MI1 der staatlichen Autorität
stellen un: MI ıhr W1EC 7zwischen gleich und gleich verkehren, verführt S1e auch

wieder 2ZuUu die iıhnen (ın Gemeinschafl MI1t ıhren Gegenspielern) C
Faumte Autonomiue VEOES Art Von Souveränıtät mißzuverstehen, die S1C

sich obendrein allein, also Ausschluß ihrer Gegenspieler, zuzuschreiben sche1-
116  = Eıne Gewerkschaft die erklärt Löhne Lohnbildung, Lohnpolitik SINSCH den
Staat nıchts und sıch jede staatliche Einmsichung darein kurzerhand verbittet
gebärdet siıch ıcht etwa als Staat Staate, sondern als Staat neben dem Staat
Eıne Gewerkschaft die 6S der Notenbank herrischem Ton WEeENN diese
Mafßnahmen ankündigt die verhindern sollen, da{fßs die Währung durch Lohn- und
Preiserhöhungen aufgeweicht wırd die xy]aubt der Notenbank Zumufen kön-
CIl; S1e solle ıhre Geldpolitik nach der VO  [a den Gewerkschaften als ANSCMESSCH
erachteten Lohnhöhe ausrichten bricht Aaus dem Gesamtzusammenhang des WITrt-

schaftlichen Lebens VO  a} olk un Staat AUS und erhebt S1C| selbstherrlich darüber:
besten Fall ann INan ıhr ZUugute halten, dafß S1C ıcht weıß W 4s S1ie EUL Mangel
Selbsterkenntnis. In den Jahren, seitdem sich yleichviel durch W ECSsSsSCNHN Schuld

das „soz1ale Klima der Bundesrepublik sehr verschlechtert hat mufßÖten
die Gewerkschaften wieder daran werden, da{f nıcht NUr S1IC selbst
NUur C1nNn eı] sınd, sondern dafß sıch auch ihre Reprasentanz auf ZWAar sehr
bedeutsamen Teıl, aber eben doch 1Ur auf ( Teıil des Ganzen erstreckt.

Der inzwischen verstorbene Alfred Weber hat den Gewerkschaften das frag-
würdige Lob erteilt S1C der Demokratie weılıter fortgeschritten als der
Staat daher SIC berufen, die Demokratie auch Staat weilifter VOo  TEel-
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remUnglück haben die Gewerksch ften diese für schme hafte
Erklärungmıt begierigem Wohlgefallen aufgenommen un tun S1C] darauf ;
ZUgute. Besser Sie daran, S1IC nähmen S1Ee rAsS Anlafs (Gew1ssens-
erforschung: alsdann kämen S1e der WENISCI schmeichelhaften Selbsterkenntnis,
da{fß s die ınnergewerkschaftliche Demokratie nıcht ZUuU besten bestellt 1ST

Unberührt davon bleibt bestehen, dafl die Gewerkschaften Schützern der De-
mokratie nıcht 198088 berufen sind sondern kritischen Stunden sıch als solche auch
bewährt haben das soll ıhnen ıcht VErSCSSCH sSC1InN. Etwas anderes 1ST 6S allerdings,
sich der Weıse ZUuU Huüter der Demokratie aufzuwerfen, da{fß IN4an selbstherrlich

N
darüber befinden 111 W 45 Demokratie 1ST un Wann die Demokratie gefährdet
erscheint ( wer Ariıer 1ST bestimme 1Ch'“) Eın solches Gebaren könnte die Demo-
kratie NUur schädigen die Gewerkschaften aber würde 6S e1] des Ver-
trauenskapitals kosten, das S1C S1C| be]1 früheren Gelegenheiten erworben haben,
VOIL dem S1E aber nıcht allzulange zehren dürfen!

An ZWEILET,; a2um WEN1ISCI wichtiger Stelle fehlt den Gewerkschaften die rich-
LLgE Selbsterkenntnis hinsichtlich iıhrer Macht, gesprochen nıcht der Quan-
titat,; sondern der Qualität ıhrer Macht

Auf die rage, ob die Gewerkschaften W1S55S5CNH, W as S1E wollen, War jemand sehr
schnell beı der Hand mIi1t der AÄAntwort: „Natürlich W155€C1 S1C das; S16 wollen die
Macht“. Von Rechts müfßte man darauf sofort weıiterfragen: „ Wıssen SIie

enn auch W 45 SOl MmMIi1t der Macht anfangen wollen?“ Indessen STLMMETE es nıcht,
dafß die Gewerkschaften nach der Macht S1ICICNH, vielmehr sehen S1C sıch bereits
Besıtz der Macht sınd geschwellt VO Bewußtsein ihrer Macht (jötz Briefs
geht och Schritt welfer und die Gewerkschaften lıtten
Überschuß Macht, für den S1C keine Verwendung haben befänden Ss$1e

sıch also Lage ühnlich derjenıgen des Halbstarken dem die Gelegenheıt
fehlt, Kräfte nuützlich betätigen, un der darum keinen anderen Ausweg
sieht als seıin Kraftgefühl Krawallen abzureagieren Daher die rage ach der
Selbsterkenntnis der Gewerkschaften schätzen S1C ıhr Machtpotential QUANLTLLALLV
un VOT allem qualitatiıv richtig CIN, der erliegen S1C, W as das angeht Selbst-
täuschung?

Daß die Gewerkschaften ein gewaltiger Machtfaktor sind, darüber 11ST eın Wort
verlieren. Daß diese Macht ausreichen würde, durch ıhren verantwortungs-

losen Eınsatz unvorstellbarem Ausma{ß Unheıil anzurichten, W15sen die Gewerk-
schaften selbst Zut und weıfß jedermann. Wenn die Gewerkschaften verant-

wortunglos WAarcnh, 6S wollen, vermöchten S$1e ungeheuerliche wirtschaft-
liche, soz1ale un politische Katastrophen auszulösen. Dıie Erfahrung lehrt überdies,

Nachdem diese Zeilen bereits ZU) ruck gegeben 9 hat die bedeutendste und für viele andere führende
Gewerkschaft, die Metall, aut ihrem Gewerkschaftstag ı Essen iıhre Haltung ı begrüßenswerter korrekter Weise
prazısıert Uun! dadurch bestehende Bedenkenausgeraumt Uun!' Besorgnisse behoben.
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‚Oswald ı Nell-Breuning

da{flß die bloße Drohung der Gewerkschaften, VO  n} ihrer Macht Gebrauch machen,
die Kniıe der stärksten Männer weıch werden äßt Daß65 der Bundesrepublik

den etzten Jahren außerordentlich Streiks gegeben hat, erklärt sich
gewißß ZU eıl daraus, dafß die Gewerkschaften stark $
durch blofße Streikdrohung, schon durch leise Andeutung solchen Mög-
ichkeit ihre Forderungen durchzusetzen Sonach scheint CS, da die Gewerk-
schaften ıhre Macht durchaus richtig einschätzen un N verstehen, Sie wirksam
werden lassen, hne ıhre Machtmittel einsetzen IMNMuUusSsSen In diesem ınn trı
65 Z dafß SI ber Überschuß Macht“ verfügen, da{ß S1C aber anders

SA meisterlich verstehen, MITt diesem Machtüberschufßals die „Halbstarken
umzugehen

Der entscheidende Fragepunkt 1ST damıiıt jedoch och Sal nıcht berührt ögen
dıe Gewerkschaften auch die Größe ihrer Macht durchaus zutreftend abschätzen,

SIC Sn Spiel auf der Klavıatur der Macht ZUT Vırtuosität gebracht haben,
Sagl das noch nichts darüber A4US ob auch re Vorstellung VO  a} dem, W as S1

MT dieser Macht ausrichten ßr MIITt den Tatsachen übereinstimmt oder nıcht
Oftenbar sehen Ho dieser Macht das SECIENETE 111 notwendige un hin-
reichende Mittel die materielle Lage der Arbeitnehmerschaft heben konkret
gyesprochen für die Arbeitnehmerschaft den ıhr gygebührenden höheren Anteıl

Sozialprodukt herauszuholen Im Gegensatz Brl wırd bekanntliıch VO  e NecO-

lıberaler Seıite behauptet auch WECNN CS keine Gewerkschaften zäbe, hätte der
Reallohn die gleiche Höhe WIC heute und W AAarTre auch die Lohnquote des
Sozialprodukts die yleiche die Verteilung des Sozialprodukts auf die Pro-
duktionsfaktoren se1 CiE zwangsläufges Ergebnis des wirtschaftlichen Kreislaufs
Rbe? daher die Erhöhung des Reallohns nıchts anderes als die unmiıttelbare Folge-
erscheinung des wirtschaftlichen Aufstiegs.

Daran Waare sıch nıchts Bemerkenswertes, WEeNnN sich icht überraschender-
dıe Gewerkschaften der lohnpolitischen Diskussion gelegentlich Ar-

SUMENTS bedienten,; das auf dasselbe hinausliäuft: S1C begründen Lohnforde-
rungcn damit, da{ß die Lohnerhöhung erforderlich SCL, die Konjunktur,
das Beschäftigungs- Produktions- un Absatzvolumen aufrecht erhalten. Wenn
die Gewerkschaften, W 4s INa  =) ohl unterstellen MU: die Schlüssigkeit dieses
ihres Arguments glauben annn 1ST auch ach ıhrer Meınung die Lohnfrage keine

Machtfrage, 1ST Lohnpolitik nıcht csechr eiNeEe Angelegenheit der Macht un
des Wıllens als vielmehr C1INE Rechenaufgabe un damıt CIHE Angelegenheit des
Sachverstandes also der FErhbenntnis Im Bewufßtsein unserer Gewerkschaften
nıcht NUr breitester Kreıise der Mitgliedschaft sondern auch be] den Führungsstäben

steht aber die Lohnfrage ausgesprochenermaßen als Macht£frage Allerdings
tr1ıft es daß die Macht auch der Lohnfrage un Lohnpolitik ıcht ganz
beteiligt 1ST SIC spielt auch 1er C416 DCWI1SSC Rolle, nämlich als CS manch-
mal notwendig 1ST, der Einsicht Vernunftgründe durch Machtdruck C1in



} DE d Selbsterkenntnis de1l ‚Géz£er/escbaflén
hachzuhelfen. Die Vefteilun3 des éézia.lprodükté jedoch äßt sich in einer V‘Ver;
kehrswirtschaft ıcht Konimancieren IHY daher auch icht durch Machrt zwıngen;
S1e 1STt ımmer VOrWCcS bestimmt durch die Gestalt des volkswirtschaftlichen K reis-
laufs; dessen Gestalt 1STt nıcht in allen, aber in wesentlichen Stücken durch
menschlichen Gestaltungswillen verursacht un 1St der Umgestaltung durch mensch-
lichen Gestaltungswillen zugänglich.

Das besagt: gerade das, W 4S die Gewerkschaften ıhrer Macht zuschreiben, nam-
lich s1e vermöge Lasten der Unternehmer eine für die Arbeitnehmer gyünstıgere
Verteilung des Sozialprodukts unmittelbar erzwıingen, gerade das vermag_ sıe
nıcht. Eine Macht, die das in einer Verkehrswirtschaft erzwıngen vermöchte,
z1bt es icht un annn A ıcht geben. Unzweıftelhaft, W16€e die Erfahrung N ımmer
wieder bestätigt, haben die Gewerkschaften sehr weıtgehende Macht über die

Nominallöhne; eın Wunder; daß s1e sich dadurch täuschen lassen un sıch e1n-
ilden, ıhre Macht erstrecke sich auch autf den Reallohn. FEın solcher Fehlschlufßflß
liegt Ja sich schon nahe, un obendrein: W ASs in  z wünscht, das glaubt Man C  b
1er W1e sSo oft führt das Wunschdenken ZUL Selbsttäuschung!

Wenn die Gewerkschaften glauben, durch ıhre Kampf- un Machtmiuittel hätten
S1e 1mM Bilde gesprochen die Unternehmer 1n der Zange; VErISCSCH S16e, daß

jeder Zange ZIDYEC1 Backen gehören; iıhrer Zange tehlt leider der 7zweıte Backen.
hne Biıld gesprochen: die Gewerkschaften verfügen ber eın Machtmittel,

verhindern, daß die höheren Löhne in Gestalt höherer Verbrauchsgüterpreıise
den Unternehmern zurückfließen: ıhr Glaube, die Regierung verfüge über diese

Macht, 1St leider eın anscheinend unausrottbarer Aberglaube.
In talscher Beurteilung dessen,; W 4s ıhre und der Regierung) Macht VErMAa$S,

schlugen die Gewerkschaften be1 ıhrer Lohnpolitik Wege ein, die nıcht Z Ziel
führen konten, un verharren bıs jetzt dabe1 Dieser Mangel Erkenntnis wiegt

5 schwerer, als ihrer Wirksamkeit gerade auf dem ursprünglichsten un
ureigensten gewerkschaftlichen Bereich Erfolge entgehen läßt, die be1 besserer Eın-
sicht ‚Ebal VO  w} dieser geleitetem Handeln durchaus 1im Bereich des Möglichen
liegen?.

Alles bisher .Gesagte bezog siıch auf Gewerkschaften überhaupt. Be1 den DGB-
Gewerkschaften 1St überdies och ein drıtter Mangel Selbsterkenntnis be-
klagen: S1ie wollen ıcht 154500 Einheitsgewerkschaften se1nN,; W 45 zut un recht 1st,
sondern sind oftfenbar auch des Glaubens,; s1e sejen 65 wirklich: sıie bescheiniıgen N

sıch selbst ımmer wıeder und siınd gekränkt, WEeNnN INa  a ıhnen diese Bescheinigung
ıcht upbesehen abnıimmt.

Auft lohntheoretische und lohnpolitisdie Zusafimenhänge 1M einzelnen ist dieser Stelle nıcht einzugehen. Statt-
dessen sel verwiıesen aut das Gutachten des Wirtschaftswissenschaftlichen Beirats VO! Februar 1960 Oftenbar
sind ie Gewerkschaften derart 1n ihren herkömmlichen Vorstellungen befangen, da sıe 247200 ıcht wahrgenommen
haben, elch wertvolle Handreichung dieses Gutachten ihnen bot; ZU mindesten der Eifer, MmMIit dem die Gegenseıte
sıch bemüht hat, diesgs Gutachten abzuwerten, h:  atte ihnen die ugen ftnen sollen.
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S  f  S Hans Böckler un die Männer un Frauen, die MIt ıhm die deutschen
Gewerkschaften ach dem Zusammenbruch wıeder aufbauten, etrizten sich ZUu

Zıel, anstelle Mehrzahl Von nebeneinander herlaufenden, wenn nıcht gar
einander bekämpfenden Gewerkschaftsbewegungen der Gewerkschaftsrichtungen
CN starke un: einheitliche Gewerkschaftsbewegung 115 Leben rufen, der
alle Arbeitnehmer, die sıch den Grundwerten der Menschenwürde, der Gerech-
tigkeit un der Freiheıit bekennen, 7zusammenstehen könnten, Ja, die iıhnen allen
Ce1INe SCMECINSAMEC Heımat SsSCINn sollte. Dıieses 1e]1 sıeht INan DGB-Kreısen SCrn
als erreicht der 111 doch wahrhaben, N SsSCc1 erreicht INan sieht iıcht oder 111
nıcht sehen, jevıel daran noch fehlt und daß INan heute VO diesem 1e] eiıtfer

entfernt 1ST als den Jahren des schwungvollen un zuversichtlichen Beginnens.
Nur eiNe Gewerkschaft macht eiNEe Ausnahme: die Gewerkschaft Erziehung un

Wissenschaft zibt sıch selbst keiner Täuschung darüber hın, da{f S1C ausgesproche-
nermaßen Richtungsgewerkschaft 1ST un sSC1iIMN 11l Nıcht eigentliıch gewerk-
schaftlichen, mehr aber 1 pädagogischen Bereich geht S1IC bewußt un SC-
wollt weltanschaulich bestimmten Weg, VO  —$ dem jedermann 15sen mudß;
dafß e1in AUS SECEINCIMN Glauben ebender Christ (jedenfalls e1in katholischer Christ)
ıh nıcht mitmachen annn 1le übrigen DGB Gewerkschaften dagegen WICSCH
sıch SOWEILT ersichtlich Glaubens der Vorstellung, alles W as ZUF Einheits-
gewerkschaft gehört sc1l bei iıhnen verwirklicht.

die DGB Gewerkschaften parteipolitisch eiINeEe Schlagseite haben, ann 1er
auft sich beruhen bleiben. Wenn den Mitgliedern die Angehörigen der An-
hänger politischen Parteı zahlenmäßig überwiegen, heifßt 5 vielleicht Über-
menschliches fordern, wenn dieses Übergewicht Funktionärkörper nıcht Ver-

stärkt ZUuU Ausdruck kommen un die VO  e der politischen Parteı her mitgebrachten
Vorstellungen ıcht auch auf das gewerkschaftliche Verhalten dieser Funktionär-
grupPpC abfärben sollten. Gewiß SITCENSZSCHOMUMN sollte das Einheitsge-
werkschaft nıcht seCcin C1INC Gewerkschaft die Einheitsgewerkschaft SC1InNn 111 müßte
daher wieder ehrliche un ernste Bemühungen anstellen das W as sıch

dieser unvollkommenen Welt ıcht völlig beseitigen aßt doch 1e] WI1IC MOS-
iıch abzustellen. Ist VO solchen Bemühungen nıcht viel wahrzunehmen annn
muß 111All annehmen, da{fß 65 auch j1er der rechten Selbsterkenntnis fehlt

Eın 1e] Strengerer Maßstab 1SE anzulegen, Wenn ıcht bloß parteipolitische,
sondern weltanschaulich fundierte un darum sıttlich bindende Überzeugungen
rage stehen. W as das angeht muß die Gewerkschaft die Einheitsgewerkschaft
SC1nM 111 65 sıch unbedingt VEISagCNH, irgend unternehmen, das der UÜber-
ZCEUZUNS Teiles iıhrer Mitglieder 7zuwiderliefe och je] WEN1ISCI darf S1I1C die-
SsCH iıhren Mitgliedern selbst C411 solches Verhalten abverlangen. In dem Augen-
blick da die Gewerkschaft derartiges unternımm oder VO  «} iıhren Mitgliedern
verlangt, 1bt S1C sich als Einheitsgewerkschaft auf sieht S1C sich trotzdem eıiter



als Einheitsgewerkschaft A 1ST das der Ausdruck iıhres Mangels Selbster-
kenntnis. Ob Verstöße dieser un Ühnlicher Art schwerwiegend sind, daß sıch
S] SCINCI Überzeugung überfahrene Mitglied Aaus Gewissensgründen WCEISCIN
und gegebenfalls ein Ausschließungsverfahren auf sich nehmen oder ıhm Or-

kommend SC1INCIM Austritt AUuUSs dieser Gewerkschaft erklären muß, äßt sich NnUur

ach Prüfung jedes einzelnen Falles für diesen Einzeltall beurteilen.
Eıne allgemeine Erscheinung dagegen 11ST 6S un daher allgemeingültigen

Beurteilung zugänglich WECeNN C1iNC Gewerkschaft ihren Mitgliedern verwehrt,
innergewerkschaftliche Zusammenschlüsse INIT iırgendwelchen Zıelen, SOWEILT diese
nıcht Sıtten- rechts- oder satzungswidrig sind ınsbesondere also auch MIL gewerk-
schaftspolitischen Zıielen, aller Freiheit bılden. Während parteipolitisch CeI-

jlerten Gruppen, SOWEITL ersichtlich keine Hiıindernisse den Weg gelegt werden,
stoßen Gruppenbildungen auf anderer, ınsbesondere auf weltanschaulicher Grund-
Jage, auf Widerstand.

Eıne Gewerkschaft, die beispielsweise nicht zulıeße, dafß S1C} Mitgliedergruppen
bilden, Kandıdaturen für gewerkschaftliche Wahlen aufzustellen un für die
aufgestellten Kandidaten werben WAarfe ebenso undemokratisch W1e ein Staat
der für die politischen Wahlen 1Ur C CINZISC Kandidatenliste zuläfßt die der
Wähler ann ‚wählen“ darf? Zur Demokratie gehört wesentlich die ungehinderte
Freiheit eine UOpposıtion bilden, un die reale Chance, da{fß die Opposıtion e1N-

mal die Führung ZEWINNT W ll C1iNe Gewerkschaft demokratisch sein annn mu
S51C ıcht NUur zulassen, sondern mu Gegenteıil wollen und fördern, dafß die
Mitglieder die Gewerkschaftspolitik nıcht dem Funktionärkörper oder Sarl
kleinen ahl VO  o} Spitzenfunktionären überlassen, sondern MIt lebendiger Anteıl-
nahme sıch selbst ıcht 1Ur gewerkschaftlich sondern auch gewerkschaftspolitisch
betätigen. Das einzelne Gewerkschaftsmitglied auf sıch allein gestellt ann das
nıcht ZENAUSOWCN1IS WIC der Staatsbürger ohne Zusammenschlu{fß 1900808 andern sich

Staatsleben beteiligen un Einfluß darauf ausüben ANN. Das 1ST i1iIMNmMer Nnur

möglıch indem INa  z} Gesinungsgenossen ammelt un 7zwischen diesen EINE feste
Verbindung schaflt ine politische Parteı, die durch re Satzung der ıhr prak-
tisches Verhalten die Bildung solcher Gruppen oder 7irkel ihren Mitgliedern
unterbinden wollte verstieße damit Art 21 Abs enn eE1iNeEe solche Sat-
zungsvorschrift oder C1NE solche Verfahrensweise Ware undemokratisch schlüge

demokratischen Grundrecht 11S Gesicht 1e] schlimmer och 1SE CS WenNnn CiNME H IC  H
Gewerkschafl verfährt: enn das demokratische Grundrecht, dem damıt 1Ns (3E=
sıcht geschlagen wird, 1ST dasjenige, ı dem ıhr C1ıgENEr rechrtlicher Bestand
_ gründet: das Grundrecht der Vereinigungs- bzw Koalitionsfreiheit! Da 1es
elbst ı führenden reisen VO  } DGB Gewerkschaften verkannt werden kann,

M

Ob oder NnWI1EeEWEN dasselbe auch tür andere Wahlen, den Selbstverwaltungskörperschaften der Sozial-
versicherung, gilt se1 jler o}fengelassen

15



Ludwig Hertling; Die Schuld des jüdischen Volks To Christi

mu{ß befremden? Hälrt mMan sich trotzdem für demokratisch un glaubt INan ÜZ-
dem, InNan LUe den Ertordernissen Eiınheitsgewerkschaft Genüge, deren
Lebensluft die innergewerkschaftliche Demokratie 1ST annn 1ST das C1in Mangel
gewerkschaftlicher Selbsterkenntnis, der denjenigen tief bekümmern mu{l der den
Gedanken der Einheitsgewerkschaft yrundsätzlich bejaht.

Die Eiınheitsgewerkschaft 1ST ein hohes un darum vielleicht ıcht gleich ı
ersten Anlauf voll erreichendes 1el W ll INan CS unvertälscht verwirklichen,
ann gilt es erster Stelle, dieser wohlgefälligen Selbsttäuschung ENISASCN,
MIt der INa  3 sich vorspiegelt, das je] sCc1 bereits erreicht Das Werk 1ST noch keines-
WCBS geschafft 65 lıegt och VOTr uns!

Die Schuld des Jüdischen Volks Tod Christıi
Ludwig Hertling S]

Um be1 Behandlung dieser Frage ıcht gedankenlose Schlagworte verfallen,
muß INan Verschiedenes auseinanderhalten Um WAasSs für S16 Schuld handelt 65
S1:  ch? Kann INa  w} die Tötung Jesu als „Gottesmord“ bezeichnen? Wer
damals die Schuldigen? Kann na  } VO  3 Kollektivschuld reden un dem-
entsprechend das olk Israel als „Von Gott verflucht bezeichnen? Diese Fragen
sınd PerStier Linıe theologisch beantworten, aber auch der Exeget un der
Hiıstoriker haben dabej das Wort

d Gelegentlich heißt 6S VO' gewerkschaftliıcher deıte, Gruppenbildung sich habe H1} nıchts einzuwenden,
DUr deren Institutionalisierung könne INan ıcht zulassen un! DUr dagegen richte sich der Widerstand Hıer kommt
es darauf w as INa „Institutionalisierung versteht Versteht INan darunter C1NEeC der CIHCNCH gewerk-
schaftlichen Satzung vorgesehene, sıie eingebaute „Institution ’ eLw2 VO  - der Art der Fraktionen des Oster-
eichischen Gewerkschaftsbunds, ann INan S16 ablehnen Un! doch C1inNn Demokrat S das gehört den
Dıngen, er die jeder Organısatiıon durch Mehrheitsbeschlufß entschieden werden mMu: und DUr durch Mehrheits-
eschluß entschieden werden ann Ob sıch empfiehlt, die gewerkschaftliıche Organısation so „Fraktionen
aufzugliedern, 1ST C1iNe Zweckmäßigkeitsfrage, die tür ÖOsterreich anders eantworten SC1MN ann als be] uns Genau
SCHNOMMMEN 1ST C1NC Gewerkschaft IN solchen Fraktionen Sar ıcht Einheitsgewerkschaft sondern eher C1IMN auftf die Dauer
angelegtes, straft Organısıertes, zentralistisch geleitetes Kartell z welier (oder mehrerer) Rıchtungsgewerkschaften Diıe
innergewerkschaftliche Demokratie wird davon überhaupt ıcht erührt Worauf die Mitglieder ein unverzichtbares Un
unentziehbares demokratisches Grundrecht haben,; 1S5E Banz anderes, näiämlich beliebig locker oder straft OrSanısıertie
Gruppen ılden, umzubilden, wiederaufzulösen. Bezeichnet INan Grad organısatorischer Verfestigung
als „Institutionalisierung“ annn ann den Mıtgliedern ıcht verwehrt werden, VOoNn ihnen gebildete Gruppen
diesem Sınn „institutionalısieren“.


